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Allgemeine Geschäftsbedingungen  
 
der VDZ GmbH über Leistungen 
gegenüber Unternehmen 
 
Stand: 12. Oktober 2020 
 

§ 1  Geltungsbereich 

 

(1) Alle Leistungen und Angebote der VDZ GmbH, 
Giselherstr. 34, D - 44319 Dortmund erfolgen aus-
schließlich aufgrund dieser Allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (auch „AGB“ genannt) gegenüber 
Unternehmen iSd § 14 BGB.  

 

Diese AGB sind Bestandteil aller Verträge, die die VDZ 
GmbH (nachfolgend auch „Auftragnehmer“) mit ihren 
Vertragspartnern (nachfolgend auch „Auftraggeber“ 
genannt) über die von ihr angebotenen Leistungen 
schließt. Sie gelten auch für alle zukünftigen 
Leistungen oder Angebote an den Auftraggeber, 
selbst wenn sie nicht nochmals gesondert vereinbart 
werden. Die Leistungserbringung erfolgt auf dienst-
vertraglicher Basis im Sinne der §§ 611 ff. BGB. 
Werkvertragliche Leistungen sind nicht Gegenstand 
dieses Vertrags, es sei denn die VDZ GmbH schuldet 
über die Erbringung der Leistungen hinaus einen 
Erfolg. Handelt es sich bei den zu erbringenden 
Leistungen um die Durchführung von Prüfungen, 
steht die VDZ GmbH für die Anwendung wissen-
schaftlicher Sorgfalt sowie die Einhaltung der 
allgemein anerkannten Regeln der Technik ein, nicht 
aber für das tatsächliche Erreichen des Prüfungsziels. 

 

(2) Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder 
Dritter finden keine Anwendung, auch wenn die VDZ 
GmbH ihrer Geltung im Einzelfall nicht gesondert 
widerspricht. Selbst wenn die VDZ GmbH auf ein 
Schreiben Bezug nimmt, das Geschäftsbedingungen 
des Auftraggebers oder eines Dritten enthält oder auf 
solche verweist, liegt darin kein Einverständnis mit 
der Geltung jener Geschäftsbedingungen.  

 

§ 2  Angebot und Vertragsabschluss 

 

(1) Alle Angebote der VDZ GmbH sind freibleibend 
und unverbindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als 
verbindlich gekennzeichnet sind oder eine bestimmte 
Annahmefrist enthalten. Bestellungen oder Aufträge 
kann die VDZ GmbH innerhalb von zehn Tagen nach 
Zugang annehmen.  

 

(2) Allein maßgeblich für die Rechtsbeziehungen 
zwischen der VDZ GmbH und dem Auftraggeber ist 
der schriftlich bzw. in Textform gemäß § 126 b BGB 
(also auch per Fax oder E-Mail) geschlossene Vertrag, 

einschließlich dieser Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen. Dieser gibt alle Abreden zwischen den Vertrags-
parteien zum Vertragsgegenstand vollständig wieder. 
Mündliche Zusagen der VDZ GmbH vor Abschluss 
dieses Vertrages sind rechtlich unverbindlich und 
mündliche Abreden der Vertragsparteien werden 
durch den schriftlichen Vertrag ersetzt, sofern sich 
nicht jeweils ausdrücklich aus ihnen ergibt, dass sie 
verbindlich fortgelten.  

 

(3) Ergänzungen und Abänderungen der getroffenen 
Vereinbarungen einschließlich dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen bedürfen zu ihrer Wirksam-
keit der Schriftform. Mit Ausnahme von Geschäfts-
führern oder Prokuristen sind die Mitarbeiter der VDZ 
GmbH nicht berechtigt, hiervon abweichende münd-
liche Abreden zu treffen. Zur Wahrung der Schrift-
form genügt die telekommunikative Übermittlung, 
insbesondere per Telefax oder per E-Mail, sofern die 
Kopie der unterschriebenen Erklärung übermittelt 
wird.  

 

(4) Angaben der VDZ GmbH zum Gegenstand der 
Leistung (z. B. Gebrauchswerte, Belastbarkeit, Tole-
ranzen und technische Daten) sowie Darstellungen 
desselben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) sind 
nur annähernd maßgeblich, soweit nicht die Ver-
wendbarkeit zum vertraglich vorgesehenen Zweck 
eine genaue Übereinstimmung voraussetzt. Sie sind 
keine garantierten Beschaffenheitsmerkmale, son-
dern Beschreibungen oder Kennzeichnungen der 
Leistung.  

 

(5) Die VDZ GmbH behält sich das Eigentum bzw. 
Urheberrecht an allen von ihm abgegebenen Angebo-
ten und Kostenvoranschlägen sowie dem Auftrag-
geber zur Verfügung gestellten Zeichnungen, 
Abbildungen, Berechnungen, Prospekten, Katalogen, 
Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen und 
Hilfsmitteln vor. Der Auftraggeber darf diese Gegen-
stände ohne ausdrückliche Zustimmung der VDZ 
GmbH weder als solche noch inhaltlich Dritten 
zugänglich machen, sie bekannt geben, selbst oder 
durch Dritte nutzen oder vervielfältigen. Er hat auf 
Verlangen der VDZ GmbH diese Gegenstände 
vollständig an diese zurückzugeben und eventuell 
gefertigte Kopien zu vernichten, wenn sie von ihm im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang nicht mehr benö-
tigt werden oder wenn Verhandlungen nicht zum 
Abschluss eines Vertrages führen. Ausgenommen 
hiervon ist die Speicherung elektronisch zur Verfü-
gung gestellter Daten zum Zwecke üblicher 
Datensicherung. 

 

§ 3  Erfüllungsort, Lieferung von Gegenständen und 
Prüfmustern 

 

(1) Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem 
Vertragsverhältnis ist der Sitz der VDZ GmbH, soweit 
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nichts anderes bestimmt oder aufgrund zwingender 
gesetzlicher Vorschriften vorgeschrieben ist.  

 

(2) Soweit sich die VDZ GmbH zur Lieferung oder 
Rücklieferung von Gegenständen verpflichtet hat, gilt 
sofern nichts anderes vereinbart ist, Lieferung ab 
Prüflabor. Nur auf ausdrücklichen Wunsch des 
Auftraggebers wird die Lieferung durch eine Trans-
portversicherung eingedeckt. Die insoweit anfallen-
den Kosten trägt der Auftraggeber. 

 

(3) Der Auftraggeber ist verpflichtet, die der VDZ 
GmbH überlassenen Prüfmuster nach Durchführung 
des Auftrages zurückzunehmen. Wünscht der Auf-
traggeber den Versand der Prüfmuster, so geschieht 
dies auf Rechnung und Gefahr des Auftraggebers. 

 

§ 4  Leistungszeiten, Verzug 

 

(1) Von der VDZ GmbH in Aussicht gestellte Fristen 
und Termine für die zu erbringenden Leistungen 
gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass 
ausdrücklich eine feste Frist oder ein fester Termin 
zugesagt oder vereinbart ist. Erkennt die VDZ GmbH, 
dass eine verbindliche Frist oder ein verbindlicher 
Termin nicht eingehalten werden kann, wird sie dem 
Auftraggeber den Anlass für die Verzögerung mittei-
len und unter Berücksichtigung der Interessen des 
Auftraggebers mit diesem eine angemessene An-
passung vereinbaren. 

 

(2) Die VDZ GmbH kann – unbeschadet ihrer Rechte 
aus Verzug des Auftraggebers – vom Auftraggeber 
eine Verlängerung von Leistungsfristen oder eine 
Verschiebung von Leistungsterminen um den Zeit-
raum verlangen, in dem der Auftraggeber seinen 
vertraglichen Verpflichtungen der VDZ GmbH 
gegenüber nicht nachkommt. 

 

(3) Die VDZ GmbH haftet nicht für Unmöglichkeit der 
Leistung oder Leistungsverzögerungen, soweit diese 
durch höhere Gewalt oder sonstige, zum Zeitpunkt 
des Vertragsabschlusses nicht vorhersehbare Ereig-
nisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierig-
keiten in der Material- oder Energiebeschaffung, 
Transportverzögerungen, Streiks, rechtmäßige Aus-
sperrungen, Mangel an Arbeitskräften, Energie oder 
Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 
notwendigen behördlichen Genehmigungen, behörd-
liche Maßnahmen oder die ausbleibende, nicht 
richtige oder nicht rechtzeitige Belieferung durch 
Lieferanten) verursacht worden sind, die die VDZ 
GmbH nicht zu vertreten hat. Sofern solche Ereignisse 
der VDZ GmbH die Leistung wesentlich erschweren 
oder unmöglich machen und die Behinderung nicht 
nur von vorübergehender Dauer ist, ist die VDZ 
GmbH zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei 
Hindernissen vorübergehender Dauer verlängern sich 
die Leistungsfristen oder verschieben sich die 

Leistungstermine um den Zeitraum der Behinderung 
zuzüglich einer angemessenen Anlauffrist. Soweit 
dem Auftraggeber infolge der Verzögerung die 
Abnahme der Leistung nicht zuzumuten ist, kann er 
durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber 
der VDZ GmbH vom Vertrag zurücktreten. 

 

(4) Gerät die VDZ GmbH mit einer Leistung in Verzug 
oder wird ihr eine Leistung, gleich aus welchem 
Grunde, unmöglich, so ist die Haftung der VDZ GmbH 
auf Schadensersatz nach Maßgabe des § 8 dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen beschränkt.  

 

§ 5  Vergütung und Zahlung 

 

(1) Die Vergütung gilt für den in den Angeboten 
aufgeführten Leistungsumfang. Mehr- oder Sonder-
leistungen werden gesondert berechnet. Sie versteht 
sich in EURO ab Geschäftssitz zuzüglich evtl. 
Verpackung, der gesetzlichen Mehrwertsteuer, bei 
Exportlieferungen Zoll sowie Gebühren und anderer 
öffentlicher Abgaben. 

 

(2) Rechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen 
ohne jeden Abzug auf das angegebene Konto der VDZ 
GmbH unter Angabe der Rechnungsnummer zu 
zahlen, sofern nicht etwas anderes schriftlich 
vereinbart ist. Maßgebend für das Datum der Zahlung 
ist der Eingang bei der VDZ GmbH. Die Zahlung per 
Scheck bzw. die Annahme von Wechsel ist 
ausgeschlossen, sofern sie nicht im Einzelfall 
gesondert vereinbart wird. Leistet der Auftraggeber 
bei Fälligkeit nicht, so sind die ausstehenden Beträge 
ab dem Tag der Fälligkeit mit 12 % p. a. zu verzinsen; 
die Geltendmachung höherer Zinsen und weiterer 
Schäden im Falle des Verzugs bleibt unberührt.  

 

(3) Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des 
Auftraggebers oder die Zurückbehaltung von Zahlun-
gen wegen solcher Ansprüche ist nur zulässig, soweit 
die Gegenansprüche unbestritten oder rechtskräftig 
festgestellt sind.  

 

(4) Die VDZ GmbH ist berechtigt, noch ausstehende 
Leistungen nur gegen Vorauszahlung oder Sicher-
heitsleistung auszuführen oder zu erbringen, wenn 
ihr nach Abschluss des Vertrages Umstände bekannt 
werden, welche die Kreditwürdigkeit des Auftrag-
gebers wesentlich zu mindern geeignet sind und 
durch welche die Bezahlung der offenen Forderungen 
der VDZ GmbH durch den Auftraggeber aus dem 
jeweiligen Vertragsverhältnis gefährdet wird. 

 

(5) Rechnungen der VDZ GmbH können nur innerhalb 
von 28 Tagen nach Rechnungseingang schriftlich 
beanstandet werden. Nach Ablauf dieser Frist gilt die 
Rechnung als anerkannt. 
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§ 6  Abnahme und Gewährleistung bei evtl. 
Werkleistungen, Verjährung 

 

(1) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber im Falle 
von zu erbringenden Werkleistungen die Fertig-
stellung dieser anzuzeigen und das Leistungsergebnis 
zu übergeben. 

 

(2) Der Auftraggeber hat die Leistungen unverzüglich 
zu prüfen und die Abnahme der Leistungen in 
Textform zu bestätigen. Die Leistung gilt als abge-
nommen, wenn die Firma dem Auftragnehmer nicht 
innerhalb einer Frist von 10 Tagen nach Anzeige der 
Fertigstellung schriftlich von ihr festgestellte Mängel 
mitteilt. 

 

(3) Im Fall von Mängeln wird der Auftraggeber dem 
Auftragnehmer eine angemessene Nachfrist zur 
Nacherfüllung setzen. Beseitigt der Auftragnehmer 
innerhalb dieser Nachfrist die Mängel nicht, ist der 
Auftraggeber berechtigt, die Nacherfüllung durch den 
Auftragnehmer abzulehnen und auf Kosten des 
Auftragnehmers einen Dritten mit der Mängel-
beseitigung zu beauftragen. 

 

(4) Zeigen sich nach der Abnahme der Leistung 
Mängel, so ist der Auftragnehmer verpflichtet, solche 
Mängel im Wege der Nacherfüllung zu beseitigen. 

 

Der Auftraggeber muss den Auftragnehmer auf 
etwaige Mängel in Textform hinweisen. Der Auf-
traggeber kann dem Auftragnehmer eine ange-
messene Frist zur Mängelbeseitigung setzen. 
Beseitigt der Auftragnehmer die Mängel nicht 
innerhalb dieser Frist, kann die Firma dem Auftrag-
nehmer eine Nachfrist setzen. Beseitigt der Auf-
tragnehmer die Mängel nicht innerhalb dieser 
Nachfrist, ist der Auftraggeber berechtigt, die Mängel 
durch einen Dritten auf Kosten des Auftragnehmers 
beseitigen zu lassen. 

 

(5) Bei der Beseitigung der Mängel wird der 
Auftraggeber den Auftragnehmer soweit möglich und 
zumutbar unentgeltlich unterstützen und ihm insb. 
alle notwendigen Unterlagen, Daten etc. zur Verfü-
gung stellen, die der Auftragnehmer zur Analyse und 
Beseitigung der Mängel benötigt. 

 

(6) Ein Anspruch des Auftraggebers auf Schadens-
ersatz wegen eines bei Vertragsschluss vorhandenen 
oder später eintretenden Mangels an den vertrags-
gegenständlichen Leistungen wegen eines Umstands, 
den der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, 
besteht nicht. 

 

(7)  Die Gewährleistungsfrist beträgt 12 Monate. Im 
Übrigen verjähren auch alle anderen Ansprüche, 

sofern keine zwingenden gesetzlichen Regelungen 
entgegenstehen, in 12 Monaten. 

 

§ 7 Geistiges Eigentum und Verletzung der Rechte 
Dritter 

 
(1) Der Auftragnehmer bleibt Inhaber aller 
Materialien, die durch gewerbliche Schutzrechte oder 
schutzrechtsähnliche Positionen gleich welcher Art 
(zum Beispiel Patentrechte, Markenrechte, Ge-
brauchs- und Geschmacksmusterrechte, Urheber-
rechte) und gleich ob eingetragen oder nicht 
(„geistige Eigentumsrechte“), geschützt sind oder 
geschützt werden können („Materialien“) und ihm 
zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses Vertrags 
zustehen oder von ihm (oder von Dritten in seinem 
Auftrag), vorbehaltlich nachfolgendem Absatz 3, nach 
Abschluss dieses Vertrags entwickelt werden 
(„Auftragnehmer-Materialien“). Entsprechendes gilt 
für Bearbeitungen, Änderungen und Weiterentwick-
lungen von Auftragnehmer-Materialien. 

 

Mit der Übergabe der Auftragnehmer-Materialien 
räumt der Auftragnehmer dem Auftraggeber an den 
unter diesem Vertrag gelieferten Auftragneh-
mer-Materialien ein nicht-ausschließliches, dauerhaf-
tes, räumlich unbegrenztes, nicht übertragbares 
Recht ein, diese zu nutzen, soweit sich dies aus dem 
Zweck des Vertrags ergibt. 

 

(2) Der Auftraggeber bleibt Inhaber aller Materia-
lien, die ihm zum Zeitpunkt des Abschlusses dieses 
Vertrags zustehen oder von ihm (oder von Dritten in 
seinem Auftrag) nach Abschluss dieses Vertrags 
entwickelt werden („Auftraggeber-Materialien“). 
Entsprechendes gilt für Bearbeitungen, Änderungen 
und Weiterentwicklungen an Auftraggeber-Mate-
rialien. Sofern diese vom Auftragnehmer vorgenom-
men werden, erfolgen sie zur ausschließlichen 
Nutzung und Verwertung durch den Auftraggeber. 
Der nachfolgende Absatz 3 findet hierfür entspre-
chende Anwendung. Der Auftraggeber räumt dem 
Auftragnehmer ein auf den Zeitraum und den Zweck 
der Vertragsdurchführung begrenztes, nicht-aus-
schließliches, nicht übertragbares Recht zur Nutzung 
der Auftraggeber-Materialien ein. 

 

(3) Mit vollständiger Bezahlung der vereinbarten 
Vergütung räumt der Auftragnehmer dem Auftragge-
ber an den unter diesem Vertrag speziell für den 
Auftraggeber erstellten Materialien ein ausschließli-
ches, unbefristetes, inhaltlich und räumlich unbe-
schränktes, übertragbares Recht ein, die betreffen-
den Materialien umfassend zu nutzen und zu 
verwerten. Vor vollständiger Bezahlung der speziell 
für den Auftraggeber erstellten Materialien sowie für 
Materialien, die nicht speziell für den Auftraggeber 
erstellt werden, erhält der Auftraggeber ein 
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nicht-ausschließliches Nutzungsrecht gemäß § 7 
Absatz 1 Teilabsatz 2. 

 

(4) Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass keine 
Rechte Dritter bestehen, welche die vertragsgemäße 
Nutzung der vom Auftragnehmer unter diesem 
Vertrag gelieferten Materialien durch den Auftragge-
ber behindern, einschränken oder ausschließen. 
Sollten dennoch Dritte Ansprüche wegen Verletzung 
ihrer Rechte durch den Auftragnehmer unter diesem 
Vertrag gelieferte Materialien geltend machen, so gilt 
Folgendes: 

 

a) Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer 
hierüber unverzüglich schriftlich informieren. 

 

b) Der Auftragnehmer ist berechtigt, binnen einer 
Woche nach Information des Auftraggebers durch 
schriftliche Anzeige gegenüber dem Auftraggeber die 
gerichtliche und außergerichtliche Verteidigung 
gegen die geltend gemachten Ansprüche in enger 
Abstimmung mit dem Auftraggeber zu übernehmen. 

 

c) Wünscht der Auftragnehmer die Übernahme der 
Verteidigung, wird ihm der Auftraggeber hierzu alle 
erforderlichen Ermächtigungen und Befugnisse 
erteilen. Der Auftraggeber ist berechtigt, die erteilten 
Ermächtigungen und Befugnisse schriftlich zu wider-
rufen, wenn der Auftragnehmer die Verteidigung 
nicht in Abstimmung mit dem Auftraggeber vor-
nimmt. Widerruft der Auftraggeber die erteilten 
Ermächtigungen und Befugnisse, ist er zur alleinigen 
Abwehr der geltend gemachten Ansprüche berech-
tigt. 

 

d) Im Fall der Übernahme der Verteidigung durch 
den Auftragnehmer wird der Auftraggeber Ansprüche 
des Dritten nicht ohne schriftliche Zustimmung des 
Auftragnehmers anerkennen. Der Auftraggeber wird 
den Auftragnehmer bei der Abwehr der geltend 
gemachten Ansprüche in zumutbarem Umfang 
unterstützen. Übernimmt der Auftraggeber die 
Abwehr der geltend gemachten Ansprüche, wird ihn 
der Auftragnehmer hierbei in einem zumutbaren 
Umfang unterstützen. 

 

e) Soweit Rechte Dritter verletzt sind, gilt Folgen-
des, es sei denn, den Auftragnehmer trifft an der 
Rechtsverletzung kein Verschulden: 

 

- Der Auftragnehmer kann nach seiner Wahl und 
auf seine Kosten entweder dem Auftraggeber eine 
Nutzungsmöglichkeit an den betroffenen Materialien 
verschaffen oder die betroffenen schutzrechtsverlet-
zenden Materialien ohne bzw. nur mit für den 
Auftraggeber zumutbaren Auswirkungen so ändern 
oder ersetzen, dass keine Schutzrechte mehr verletzt 
werden. 

 

- Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber von 
allen Ansprüchen, Schadensersatzforderungen und 
sonstigen Kosten, die im Zusammenhang mit einer 
behaupteten oder festgestellten Schutzrechtsverlet-
zung entstehen, freistellen. Im Fall einer zu unrecht 
erfolgten Rechtsverfolgung wird der Auftraggeber die 
ihm eventuell zustehenden Regressansprüche gegen 
den Dritten an den Auftragnehmer abtreten. 

 

(5) Soweit der Auftraggeber die vom Auftragnehmer 
unter diesem Vertrag gelieferten Materialien selbst 
ändert oder durch Dritte ändern lässt, entfallen die 
Ansprüche nach § 7 Absatz 4, es sei denn, der 
Auftraggeber weist nach, dass die von ihm oder 
einem Dritten vorgenommenen Änderungen keine 
Verletzung von Schutzrechten Dritter verursacht 
haben. 

 

(6) Weitergehende Ansprüche des Auftraggebers 
wegen einer Verletzung von Schutzrechten Dritter 
sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht im Fall von 
Vorsatz, grober Fahrlässigkeit, Verletzung einer 
wesentlichen Pflicht, deren Erfüllung die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Auftragge-
ber vertrauen durfte sowie bei der Verletzung des 
Körpers, der Gesundheit, des Lebens. 

 

(7) Die vorstehenden Regelungen der Absätze 4 
bis 6 finden umgekehrt entsprechende Anwendung 
für den Fall, dass der Auftragnehmer wegen der 
Verletzung von Schutzrechten Dritter durch Auftrag-
geber-Materialien oder vom Auftraggeber beigestell-
ter Materialien Dritter in Anspruch genommen wird. 

  

§ 8  Haftung auf Schadensersatz wegen 
Verschuldens 

 

(1) Die Haftung der VDZ GmbH auf Schadensersatz, 
gleich aus welchem Rechtsgrund, insbesondere aus 
Unmöglichkeit, Verzug, Vertragsverletzung, Ver-
letzung von Pflichten bei Vertragsverhandlungen und 
unerlaubter Handlung ist, soweit es dabei jeweils auf 
ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe dieses § 8 
eingeschränkt. 

 

(2) Die VDZ GmbH haftet nicht im Falle einfacher 
Fahrlässigkeit, insofern also keine ihrer Organe, 
gesetzlichen Vertreter, Angestellten oder sonstigen 
Erfüllungsgehilfen, soweit es sich nicht um eine 
Verletzung vertragswesentlicher Pflichten handelt. 
Vertragswesentlich sind die Verpflichtung zur recht-
zeitigen Lieferung des Liefergegenstands, dessen 
Freiheit von Rechtsmängeln sowie solchen Sach-
mängeln, die seine Funktionsfähigkeit oder 
Gebrauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich 
beeinträchtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und 
Obhutspflichten, die dem Auftraggeber die vertrags-
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gemäße Verwendung des Liefergegenstands ermög-
lichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben 
von Personal des Auftraggebers oder den Schutz von 
dessen Eigentum vor erheblichen Schäden 
bezwecken. 

 

(3) Soweit die VDZ GmbH gemäß § 8 Abs. 2 dem 
Grunde nach auf Schadensersatz haftet, ist diese 
Haftung auf Schäden begrenzt, die die VDZ GmbH bei 
Vertragsschluss als mögliche Folge einer Vertrags-
verletzung vorausgesehen hat oder die er bei 
Anwendung verkehrsüblicher Sorgfalt hätte voraus-
sehen müssen. Mittelbare Schäden und Folge-
schäden, die Folge von Mängeln des Liefergegen-
stands sind, sind außerdem nur ersatzfähig, soweit 
solche Schäden bei bestimmungsgemäßer Verwen-
dung des Liefergegenstands typischerweise zu 
erwarten sind. 

 

(4) Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und 
-beschränkungen gelten in gleichem Umfang zugun-
sten der Organe, gesetzlichen Vertreter, Angestellten 
und sonstigen Erfüllungsgehilfen der VDZ GmbH. 

 

(5) Soweit die VDZ GmbH technische Auskünfte gibt 
oder beratend tätig wird und diese Auskünfte oder 
Beratung nicht zu dem von ihr geschuldeten, 
vertraglich vereinbarten Leistungsumfang gehören, 
geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss 
jeglicher Haftung.  

 

(6) Die Einschränkungen dieses § 8 gelten nicht für 
die Haftung der VDZ GmbH wegen vorsätzlichen 
Verhaltens, für garantierte Beschaffenheitsmerkmale, 
wegen Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit oder nach dem Produkthaftungsgesetz.  

 

(7) Die Haftung der VDZ GmbH, ihrer gesetzlichen 
Vertreter und Erfüllungsgehilfen aus Pflichtverletz-
ungen und Delikt ist auf Vorsatz und grobe Fahr-
lässigkeit beschränkt. Bei Verletzung vertrags-
wesentlicher Pflichten (Kardinalpflichten) haften die 
VDZ GmbH, ihre gesetzlichen Vertreter und 
Erfüllungsgehilfen auch bei leichter Fahrlässigkeit. In 
jedem Fall beschränkt sich die Haftung auf den 
vorhersehbaren, vertragstypischen Schaden. 

 

§ 9  Pflichten des Auftraggebers 

 

(1) Der Auftraggeber ist dazu verpflichtet, sicher-
zustellen, dass die Verwendung der von der VDZ 
GmbH zu erbringenden Leistungen den gesetzlichen 
Vorschriften entspricht.  

 

(2) Darüber hinaus ist der Auftraggeber verpflichtet, 
alle erforderlichen Unterlagen und Informationen 
beizubringen, die für die Abklärung aller technischen 
Fragen vor der Erbringung der Leistungen durch die 

VDZ GmbH benötigt werden. Hierzu gehört im Falle 
von Prüfleistungen insbesondere die ausreichende 
Zurverfügungstellung von Prüfstücken zu Test-
zwecken. 

 

§ 10 Vertraulichkeit 

 
(1) Vertrauliche Informationen sind alle Informatio-
nen und Unterlagen, einschließlich dieses Vertrags, 
die entweder als vertraulich gekennzeichnet sind 
oder deren Vertraulichkeit sich aus den Umständen 
bzw. ihrer Natur ergibt. Vertrauliche Informationen 
sind insbesondere technische, geschäftliche und 
sonstige Informationen, beispielsweise Informationen 
in Bezug auf Technologien, Produkte, Dienstleistun-
gen, Preise, Auftraggeber, Mitarbeiter, Strategien. 

 

(2) Nicht als vertrauliche Informationen gelten 
Informationen, die 

 

a) der empfangenden Vertragspartei bekannt 
waren, bevor sie sie von der anderen Vertragspartei 
im Zusammenhang mit diesem Vertrag erhalten hat; 

 

b) die empfangende Vertragspartei ohne Rückgriff 
auf vertrauliche Informationen der anderen Ver-
tragspartei selbständig entwickelt hat; 

 

c) die empfangende Vertragspartei von Dritten 
erworben hat, die in Bezug auf die Nutzung und 
Weitergabe nicht an Beschränkungen gebunden sind; 

 

d) ohne Verschulden oder Zutun der empfangen-
den Vertragspartei allgemein bekannt sind oder 
werden. 

 

(3) Die Vertragsparteien haben alle vertraulichen 
Informationen, die eine Vertragspartei der anderen 
Vertragspartei unter diesem Vertrag mitteilt oder von 
der anderen Vertragspartei erhält, vertraulich zu 
behandeln und ausschließlich zum Zweck der 
Leistungserbringung unter diesem Vertrag zu nutzen. 
Sie werden vertrauliche Informationen vor unbefug-
tem Zugriff schützen und mit der gleichen Sorgfalt 
behandeln, die sie bei ihren eigenen, gleichermaßen 
vertraulichen Informationen anwenden, mindestens 
jedoch die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns. 

 

Die Weitergabe vertraulicher Informationen darf nur 
an Personen der jeweiligen Vertragspartei erfolgen 
und dies nur, wenn die betreffenden Personen 
aufgrund einer vertraglichen Regelung zur Geheim-
haltung verpflichtet sind, die der Geheimhaltungs-
pflicht dieses § 10 entspricht und soweit dies zur 
Durchführung dieses Vertrags erforderlich ist („need 
to know“); Absatz 4 bleibt hiervon unberührt. 
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(4) Vertrauliche Informationen dürfen von der 
empfangenden Vertragspartei Dritten nicht ohne 
vorherige schriftliche Zustimmung der anderen 
Vertragspartei offengelegt werden, es sei denn 

 

a) dies ist aufgrund von zwingenden rechtlichen 
Anforderungen oder einer gerichtlichen oder 
behördlichen Anordnung erforderlich und die 
empfangende Vertragspartei hat die andere Vertrags-
partei unverzüglich über die jeweilige Verpflichtung 
schriftlich informiert und ihr die Möglichkeit 
gegeben, gegen die Offenlegung einzuschreiten, oder 

 

b) die vertraulichen Informationen werden 
Beratern der empfangenden Vertragspartei im 
Zusammenhang mit der Durchführung dieses 
Vertrags zugänglich gemacht und der jeweilige 
Berater hat sich zuvor entsprechend den Regelungen 
dieses § 10 schriftlich gegenüber der empfangenden 
Vertragspartei zur Verschwiegenheit verpflichtet oder 
ist bereits von Berufs wegen zur Verschwiegenheit 
verpflichtet 

 

c) berechtigt eingesetzte Subunternehmer des 
Auftragnehmers benötigen vertrauliche Informatio-
nen des Auftraggebers zur Erbringung ihrer Leistun-
gen und der jeweilige Subunternehmer hat sich zuvor 
schriftlich gegenüber dem Auftragnehmer entspre-
chend den Regelungen dieses § 10 zur Verschwiegen-
heit verpflichtet. 

 

(5) Bei Vertragsende geben die Vertragsparteien 
einander die von der jeweils anderen Vertragspartei 
erhaltenen vertraulichen Informationen zurück bzw. 
vernichten diese auf angemessene Weise. Soweit die 
Vertragsparteien aufgrund zwingender handels- oder 
steuerrechtlicher Bestimmungen zur Archivierung 
vertraulicher Informationen der anderen Vertragspar-
tei verpflichtet sind, sind sie berechtigt, in dem 
jeweils erforderlichen Umfang Kopien von diesen 
Informationen anzufertigen. 

 

(6) Vorbehaltlich weitergehender Vertraulichkeits-
verpflichtungen aufgrund zwingender rechtlicher 
Anforderungen, besteht diese Vertraulichkeits-
verpflichtung bis fünf (5) Jahre nach Beendigung 
dieses Vertrags fort. 

 

§ 11  Veröffentlichung des Auftragsergebnis, 
Werbung / Referenznennung 

 

Der Auftraggeber ist nach vorheriger Abstimmung mit 
der VDZ GmbH berechtigt, das Auftragsergebnis 
unter Nennung des Urhebers zu veröffentlichen. Für 
Zwecke der Werbung darf der Auftraggeber den 
Namen der VDZ GmbH nur mit deren ausdrücklicher 
Zustimmung verwenden.  

 

§ 12 Datenschutz 

 
(1) Die Vertragsparteien werden beim Umgang mit 
personenbezogenen Daten die jeweils einschlägigen 
Bestimmungen, insbesondere die der Daten-
schutz-Grundverordnung (DSGVO), einhalten. Die 
Vertragsparteien werden im Zusammenhang mit der 
Begründung, Durchführung und Beendigung dieses 
Vertrags personenbezogene Daten nicht unbefugt 
verarbeiten (Datengeheimnis). Sie werden Personen, 
die sie im Zusammenhang mit der Begründung, 
Durchführung und Beendigung dieses Vertrags 
einsetzen, entsprechend verpflichten. Das Datenge-
heimnis besteht auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit 
fort. 

 

(2) Soweit erforderlich, werden die Vertragsparteien 
eine Vereinbarung über eine Auftragsverarbeitung 
gemäß Art. 28 DSGVO abschließen. 

 

§ 13  Schlussbestimmungen 

 

(1) Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder ein 
öffentlich-rechtliches Sondervermögen oder hat er in 
der Bundesrepublik Deutschland keinen allgemeinen 
Gerichtsstand, so ist Gerichtsstand für alle etwaigen 
Streitigkeiten aus der Geschäftsbeziehung zwischen 
der VDZ GmbH und dem Auftraggeber nach Wahl der 
VDZ GmbH ihr Sitz oder der Sitz des Auftraggebers. 
Für Klagen gegen die VDZ GmbH ist in diesen Fällen 
jedoch der Sitz der VDZ GmbH ausschließlicher 
Gerichtsstand. Zwingende gesetzliche Bestimmungen 
über ausschließliche Gerichtsstände bleiben von 
dieser Regelung unberührt. 

 

(2) Die Beziehungen zwischen der VDZ GmbH und 
dem Auftraggeber unterliegen ausschließlich dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland. Das 
Übereinkommen der Vereinten Nationen über 
Verträge über den internationalen Warenkauf vom 
11. April 1980 (CISG) gilt nicht. 

 

(3) Soweit der Vertrag oder diese Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen Regelungslücken enthalten, 
gelten zur Ausfüllung dieser Lücken diejenigen 
rechtlich wirksamen Regelungen als vereinbart, 
welche die Vertragspartner nach den wirtschaftlichen 
Zielsetzungen des Vertrages und dem Zweck dieser 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen vereinbart 
hätten, wenn sie die Regelungslücke gekannt hätten. 
 
Stand der AGB: 12. Oktober 2020 


